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Stadt Bornheim                                                  
Rathausstraße 2

53332 Bornheim
Bornheim, den 22.01.2021

Betr.: Kleine Anfrage nach §19 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Rates 
hier: Rückfrage zu Ihrer Antwort vom 07.01.2021
Bezug: Ihre versandten Ordnungsverfügungen mit der Androhung von Zwangsmitteln

Sehr geehrte Damen und Herren,

für die Beantwortung der Fragen 1-3 im o.g.Schreiben, welche zielführend Ihre Maßnahmen "Versendung 
von Ordnungsverfügungen mit der Androhung von Zwangsmitteln" erklären, möchte ich mich bedanken.

Unklar ist jedoch Ihre Stellungsnahme zu Frage 4 der folgender Sachverhalt zu Grund liegt: 

           Sie ordnen in der von Ihnen erlassen Ordnungsverfügung, auf Grund von Informationen einer
           Infizierten Person aber ohne prüfbaren Nachweis des Virus Sars-CoV-2, erhebliche
           Einschränkungen von Freiheitsrechten eines gesunden Kindes an.

• Das Kind zeigt keine Symptome einer Krankheit.
• Das Kind wurde nicht ärztlich untersucht.
• Das Kind wurde in keiner Form auf einen ansteckenden Erreger getestet.

  
             ergo:

Frage 4: Wie belegen Sie den Nachweis des Virus Sars-CoV-2, der Sie angeblich zur Ordnungs- 
verfügung mit der Anordnung von Zwangsmittel ermächtigt ?

 Ihre Antwort ist:

"Beim dem Virus SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne von §2 Nr.1
Infektionsschutzgesetz (IfSG), durch den es zur COVID-19-Erkrankung kommt.
Dies ist eine übertragbare Krankheit im Sinne des §2 Nr. 3 IfSG. Den Virusnachweis überwacht die 
zuständige Gesundheitsbehörde Rhein-Sieg Kreis" 
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Bei Sichtung der von Ihnen angeführten §§ im IfSG finden sich folgende Einträge:

§ 2 Begriffsbestimmungen Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. Krankheitserreger
ein vermehrungsfähiges Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges 
biologisches transmissibles Agens, das bei Menschen eine Infektion oder übertragbare 
Krankheit verursachen kann,

§ 2 Begriffsbestimmungen

3. übertragbare Krankheit
    eine durch Krankheitserreger oder deren toxische Produkte, die unmittelbar oder mittelbar 
    auf den Menschen übertragen werden, verursachte Krankheit,

Die Anführung von Begriffsbestimmungen kann keine Rechtsgrundlage für die Absonderung  
(Quarantäne) gem. IfSG darstellen, und beantwortet meine Frage nicht.

In den von Ihnen versandten Ordnungsverfügungen führen Sie jedoch eine völlig andere Rechtsgrundlage 
an. Siehe hier:

Diese Rechtsgrundlage erfüllt jedoch nicht die Anforderungen für eine Absonderung nach IfSG.
Siehe hier mein Kommentar zur Frage 4 aus Schreiben vom 15.12.2020

Erneut die Frage: Mit welcher Rechtsgrundlage wird nunmehr Ihre Ordnungsverfügung begründet?

weiter unklar ist Ihre Antwort auf:

Frage 5: Wie begründet die Stadtverwaltung Bornheim, ohne eindeutige Rechtsgrundlage und ohne 
verlässliche verfassungsmäßige Basis Bescheide bzw. Verordnungen mit diesen einschneiden Maß-
nahmen und Auswirkung zu erlassen?

Sie ordnen in der von Ihnen erlassen Ordnungsverfügung, ohne Nachweis (z.B. einer ärztlichen 
Untersuchung oder der Anwendung eines PCR-Test mit weniger als 25 Zyklen und Angabe des CT-Wertes
und Diagnostischer Ausschluss anderer Infektionen) die erhebliche Einschränkungen von Freiheitsrechten
eines gesunden Kindes an.

Siehe auch hier meine Anlage   3  , Seite 1-2

https://www.aktivebuergerbornheim.de/wp-content/uploads/2020/12/Anlage-3-1.pdf
https://www.aktivebuergerbornheim.de/wp-content/uploads/2020/12/Anlage-3-1.pdf


Seite 3 von 3 des Schreibens v. 22.01.2021 Björn Reile, Nachfragen zum Schreiben der Stadtverwaltung  

Ihre Antwort zum vorliegenden Sachverhalt:

"Die von der Stadt Bornheim erlassenen Ordnungsverfügungen entsprechen allen formellen und  
  materiellen Voraussetzung. Die zu Grunde liegenden gesetzlichen Regelungen sind aktuell und 
  bestandskräftig. Den betroffen Empfänger steht zudem der Rechtsweg offen, so dass im Zweifelsfall 
  grundsätzlich eine gerichtliche Überprüfung veranlasst werden kann."

Ergänzungs-Frage I zu 5:

Bitte erklären Sie mir, was Sie in diesem Zusammenhang unter materiellen Voraussetzung 
verstehen?

Des weiteren, auf was stützen Sie Ihre Behauptung  "Die zu Grunde liegenden gesetzlichen Regelungen 
sind aktuell und bestandskräftig."?

Ergänzungs-Frage II zu 5:

Dokumentiert und garantiert Ihnen die übergeordnete Behörde (Rhein-Sieg-Kreis) die 
Rechtssicherheit Ihrer versandten Ordnungsverfügung, oder wird Sie von der Stadtverwaltung 
Bornheim (Rechtsamt) selbst verantwortet ?

Diese Frage, nach der Rechtssicherheit hat eine besondere Relevanz, da Sie lt. Ihrer Antwort 3 mehrere 
tausend Ordnungsverfügungen versandt haben, und Sie ggf. persönlich zu Schadensansprüche 
herangezogen werden können.

Siehe auch hier Anlage 3 Seite 9 ff.

Mit freundlichen Grüßen

(Björn Reile)
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